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1. für die Entscheidung nach §6 Abs. 5 des Gesetzes das Haupt­
zollamt, in dessen Bezirk der Antragsteller seine Bücher oder 
Aufzeichnungen führt, mit Zustimmung dieses Hauptzollamts 
auch ein anderes Hauptzollamt. Die Befreiung kann jederzeit 
widerrufen werden. Für die bei der Befreiung zu treffenden 
Bestimmungen gilt § 50.

2. für die Entscheidung nach § 6 Abs. 6 des Gesetzes das Haupt­
zollamt, in dessen Bezirk die Beförderungsmittel, Behälter oder 
Lademittel eingeführt werden. Werden die Waren in verschiede­
nen Hauptzollamtsbezirken eingeführt und hat der Verwender 
im Geltungsbereich des Gesetzes einen Sitz (Hauptniederlas­
sung), so ist auch das Hauptzollamt zuständig, in dessen Bezirk 
sich die Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. Die 
Befreiung kann jederzeit widerrufen werden.

(3) Soll von der Gestellung befreites Zollgut nach § 6 Abs. 5 Satz 3 
oder 4 des Gesetzes gestellt werden, so ist die Abrechnungszollstelle 
(§ 50 Abs. 2 Nr. 2) für die Gestellung zuständig.

Zu § 6 Abs. 8 des Gesetzes:

§ 15
Gestellungsbefreiung bei der Durchfuhr

(1) Zollgut ist von der Gestellung befreit, wenn es im öffentlichen 
Schienenverkehr außerhalb eines Versandverfahrens ohne Ausstel­
lung neuer Beförderungspapiere durchgeführt wird.

(2) Zollgut ist von der Gestellung befreit, wenn es im Postverkehr 
durchgeführt wird.

(3) Zollgut, das im Luftverkehr durchgeführt wird, ist von der 
Gestellung befreit, wenn es

1. nicht umgeladen wird oder
2. umgeladen wird, jedoch keine neuen Frachtpapiere ausgestellt 

werden und die zollamtliche Überwachung hinsichtlich sämtli­
cher Beförderungspapiere bei dem sonst zur Gestellung Ver­
pflichteten (§ 6 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes) sichergestellt ist

(4) Schiffe mit dem an Bord befindlichen Zollgut sind bei der 
Durchfuhr auf Zollstraßen im Seeverkehr oder Seehafenverkehr von 
der Gestellung befreit, wenn sie ein in § 8 vorgesehenes Zollzeichen 
ununterbrochen zulässigerweise führen oder andere von der Oberfi­
nanzdirektion erlassene Überwachungsbestimmungen beachten. 
Während dieser Durchfuhr darf Mund- und Schiffsvorrat zollfrei 
verbraucht werden.

(5) Zollgut, das in zollamtlich dafür bestimmten Rohrleitungen 
durchgeführt wird, ist von der Gestellung befreit, wenn derjenige, 
dem die Warenbeförderung im Zollgebiet obliegt, die von dem 
zuständigen Hauptzollamt erlassenen Überwachungsbestimmungen 
beachtet. Zuständig ist das Hauptzollamt, in dessen Bezirk der 
Pflichtige seine Bücher oder Aufzeichnungen führt, mit Zustimmung 
dieses Hauptzollamts auch ein anderes Hauptzollamt.

(6) Die vorstehenden Absätze gelten nicht, soweit Verbote und 
Beschränkungen für den Warenverkehr über die Grenze entgegenste­
hen.

Zu § 6 Abs. 2 und 8 des Gesetzes:

§ 16
Zollansageposten

(1) Die Zollansageposten werden in geeigneter Weise öffentlich 
bekanntgegeben.

(2) Der Zollansageposten kann den Gestellungspflichtigen anwei­
sen, ihm die zur Sicherung der Gestellung erforderlichen Anmeldun­
gen abzugeben.

§17
Zollansageposten im Seeverkehr

(1) Schiffe brauchen beim Zollansageposten nicht zu halten, wenn 
sie ein in § 8 vorgesehenes Zollzeichen zulässigerweise mindestens bis

zum ersten Seezollhafen führen und der Zollansageposten das Halten 
nicht verlangt. Führen sie das Zollzeichen 3 nach der Anlage 2, so gilt 
die Erleichterung nur, wenn sie dem Zollansageposten Namen, 
Nationalität und Bestimmungshafen melden.

(2) Der Zollansageposten verlangt das Halten von Schiffen, die das 
Zollzeichen 2 oder 3 nach der Anlage 2 führen, durch die Zeichen der 
Anlage 3 ohne Rücksicht darauf, ob sich der Zollansageposten auf 
einem Zollboot oder an Land befindet.

(3) Schiffe der Nationalen Volksarmee brauchen beim Zollansage­
posten nicht zu halten.

(4) Ist ein Zollansageposten an der Wahrnehmung seiner Dienstauf­
gaben verhindert, so entfallen die Pflichten nach § 6 Abs. 2 des 
Gesetzes.

Zu §§ 11 bis 14 des Gesetzes:

§ 18

Form des Zollantrags und der Zollanmeldung

(1) Verzichtet die Zollstelle nach § 12 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
ganz auf die Zollanmeldung, so ist der Zollantrag mündlich zu stellen.

(2) Zollantrag und Zollanmeldung sind mündlich abzugeben

1. bei der Abfertigung zum freien Verkehr und bei der zollamtli­
chen Überwachung der Ausfuhr, Vernichtung oder Umwand­
lung, wenn im Reiseverkehr eine Zollanmeldung nach § 14 des 
Gesetzes verlangt wird,

2. in anderen Fällen der Abfertigung zum freien Verkehr, wenn der 
gesamte Warenwert — bei mehreren Warenposten desselben 
Lieferers für denselben Empfänger und bei Teillieferungen der 
Wert aller Warenposten oder der Gesamtlieferung — 800 
Deutsche Mark nicht übersteigt; handelt es sich um eine 
gewerbliche Sendung und ist es für die Ermittlung der maßge­
benden Merkmale und Umstände erforderlich, so kann die 
Zollstelle verlangen, daß Zollantrag und Zollanmeldung schrift­
lich abgegeben werden.

(3) Sollen im Postverkehr eingegangene Sendungen mit eingangs­
abgabenfreien Waren zum freien Verkehr abgefertigt werden, deren 
gesamter Warenwert 800 Deutsche Mark übersteigt, so ist der 
Zollantrag mündlich zu stellen; als Zollanmeldung dient das vom 
Zollbeteiligten durch Unterschrift anerkannte Gestellungsverzeichnis
(§ 13).

(4) In allen anderen Fällen sind Zollantrag und Zollanmeldung 
zusammen schriftlich abzugeben; § 49 Abs. 4 Satz 4, § 70 Abs. 1 Satz 2 
und § 80 Abs. 3 Satz 2 bleiben unberührt. § 13 Abs. 2 gilt sinngemäß, 
jedoch nicht für Versandverfahren, die nicht im Geltungsbereich des 
Gesetzes enden sollen.

(5) Zollantrag und Zollanmeldung dürfen sich auch auf einen Teil 
des gestellten Zollguts beziehen. Die Zollstelle kann zulassen, daß 
Zollantrag und Zollanmeldung Zollgut mehrerer Gestellungen umfas­
sen.

(6) Für schriftliche Zollanträge und Zollanmeldungen ist die 
deutsche Sprache zu verwenden. Satz 2 des § 13 Abs. 4 ist anzuwen­
den. Die Schrift muß leserlich und haltbar sein und darf sich nicht 
leicht entfernen lassen.

§ 19

Rücknahme und Änderung des Zollantrags

Ein schriftlich gestellter Zollantrag kann nur schriftlich zurückge­
nommen oder geändert werden. Eine Rücknahme des Zollantrags 
liegt auch vor, wenn der Zollbeteiligte eine andere Art der Zollbe­
handlung beantragt. In diesem Sinne sind die in § 9 Absatz 1 Nr. 2 und 
3 des Gesetzes aufgeführten Freigutverkehre und besonderen Zoll­
verkehre jeweils verschiedene Arten der Zollbehandlung.


